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Politik hat nichts gelernt – das Umverteilen 

von unten nach oben geht weiter 
 
 
Die deutsche Regierung hatte relativ schnell 
ihre ablehnende Haltung gegen jede Art 
von staatlichen Konjunkturprogrammen 
über Bord geworfen, die Wirtschaft mit 
zwei milliardenschweren Konjunkturpake-
ten vor einem weiteren Absturz bewahrt 
und damit gleichzeitig auch den Anstieg der 
Arbeitslosigkeit gebremst. Doch diese Poli-
tik wurde eher als Betriebsunfall denn als 
Paradigmenwechsel gesehen. Schnell wur-
de klar, dass die Regierung wieder zu ei-
nem neoliberalen Kurs der Entstaatlichung 
wechseln würde. Zunächst wurde allgemein 
erwartet, dass nach der Landtagswahl in 
Nordrhein-Westfalen der Kurswechsel er-
folgen würde. Im Schatten der Fußball-
weltmeisterschaft wurde schließlich ein 
großes Kürzungspaket zu Lasten vor allem 
der Arbeitslosen beschlossen. Dabei wird es 
nicht bleiben. Die Logik der Konsolidie-
rungspolitik wird weitere Einschnitte erfor-
derlich machen. 

Die Arbeitsgruppe Alternative Wirt-
schaftspolitik lehnt diesen Rückfall in alte 
Politikmuster entschieden ab. Eine solche 
Politik ist unsozial und ökonomisch kontra-
produktiv. Alternativen sind möglich und 
notwendig. 

 

1  Kürzungspolitik statt Bekämpfung 
der Krisenursachen  

Die Finanzmarktkrise ist keineswegs über-
standen – sie verlagert sich nur. Sie ist in-
zwischen zu einer Finanzierungskrise der 
öffentlichen Haushalte geworden. Statt nun 
aber die Kosten der ebenso sinnvollen wie 
notwendigen Rettungsmaßnahmen durch 
die Profiteure der vorangegangenen Ent-
wicklung – Banken, Spekulanten, Vermö-
gende – tragen zu lassen, sollen sie nun auf 
die sozial Schwächeren abgewälzt werden. 
Die Wirtschafts- und Finanzmarktkrise 
wird damit zu einer weiteren Entsolidarisie-
rung der Gesellschaft missbraucht; die Um-
verteilung von unten nach oben wird jetzt 
sogar noch unter verschärften Bedingungen 
beschleunigt fortgesetzt. Dies ist der Kern 
des 80 Milliarden Euro schweren sogenann-
ten „Spar“pakets der Bundesregierung. 
Damit wird an neoliberale Politikmuster aus 
der Vorkrisenzeit angeknüpft.  

Der Haushaltsentwurf für das Jahr 2011 
setzt diesen erneuten Richtungswechsel in 
der Finanzpolitik um. Kernpunkte des Pro-
gramms sind Einschnitte bei Hartz IV-
Empfängerinnen und -Empfängern sowie 
beim öffentlichen Personal, wo bis zu 
15.000 Stellen gestrichen werden sollen. 
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Offenbart die Liste der Einzelmaßnahmen 
damit schon eine extreme soziale Schiefla-
ge, so erfüllen sie nicht einmal den selbst 
gesetzten Zweck. So sollen 1,8 Milliarden 
Euro durch Streichung von Zahlungen für 
Hartz IV-Empfängerinnen und -Empfänger 
an die Rentenversicherung eingespart wer-
den – diese werden aber der umlagefinan-
zierten Rentenversicherung fehlen und sind 
folglich aus dem Bundeshaushalt zu erbrin-
gen. Der fiskalische Einspareffekt ist gleich 
null. 

Die Bundesagentur für Arbeit soll im 
Jahr 2011 1,5 Milliarden Euro einsparen. 
Im Folgejahr bereits 2,5 Milliarden Euro. 
Klar ist allerdings, dass damit die Qualifi-
zierungsmaßnahmen weiter beschnitten 
werden. Damit werden die Chancen für 
Arbeitslose einen Job zu bekommen 
schlechter und weitere Lohnersatzleistun-
gen notwendig. Bildungskosten werden in 
den privaten Bereich verlagert. Das gerade 
erst eingeführte Elterngeld wird gekürzt; für 
Hartz IV-Empfängerinnen und -Empfänger 

wird es gestrichen. – Die Liste lässt sich 
fortsetzen. 

Dabei hat der Bundeshaushalt vor allem 
ein Einnahmen-, kein Ausgabenproblem. In 
der aktuellen Debatte wird übersehen, dass 
in den letzten zehn Jahren radikale Steuer-
senkungsschritte durchgesetzt wurden. Die 
Steuerreformen seit 1998 haben dem Staat 
Steuerausfälle im Zeitraum 2000 bis 2010 
von insgesamt rund 335 Milliarden Euro 
beschert. Im Durchschnitt fehlen somit über 
30 Milliarden Euro pro Jahr. In den näch-
sten Jahren werden es sogar deutlich über 
50 Milliarden Euro sein. Davon profitierten 
in erster Linie die Vermögenden. Nachdem 
deren Geldvermögen in der Krise durch 
staatliche Intervention in den Bankensektor 
vor einem massiven Wertverlust geschützt 
wurden, sollen die Kosten nun von der All-
gemeinheit übernommen werden. 

Dies ist der völlig falsche Ansatz. Ursa-
che und Wirkung werden verwechselt. Die 
Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspoli-
tik schlägt seit langem einen ganz anderen 

Weg vor. Es geht um eine 
aktive Rolle des Staates und 
eine damit verbundene Demo-
kratisierung und Nachhaltigkeit 
der Wirtschaftspolitik. 

Staatliche Intervention und 
Stabilisierung war die Reaktion 
fast aller Regierungen auf die 
größte Weltwirtschaftskrise seit 
acht Jahrzehnten – völlig unab-
hängig von der jeweiligen 
politischen Ausrichtung. Alle 
waren einer Meinung: Ohne 
staatliche Eingriffe in die 
Märkte, ohne ein Deficit spen-
ding, drohte dem finanz-
marktgetriebenen Kapitalismus 
womöglich seine „Kern-
schmelze“. Dies stellte eine 
massive Abkehr von neo-
liberalen Politikgrundsätzen 
dar. Gigantische Bankenret-
tungs- und Konjunkturpakete 
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wurden geschnürt. Auch in Deutschland 
wurden zwei Konjunkturpakete, großzügi-
gere Finanzierungsregeln der Kurzarbeit 
und als Nachläufer noch ein völlig unsinni-
ges sogenanntes „Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz“ auf den Weg gebracht. Von 
diesen Maßnahmen ging ein positiver Im-
puls auf die gesamtwirtschaftliche Entwick-
lung aus; der diskretionäre Impuls der Fi-
nanzpolitik im Jahr 2009 lag bei 1,5 
Prozent des BIP und wirkt in dieses Jahr 
hinein (Achim Truger, IMK). Die staatli-
chen Programme gingen mit einer erhöhten 
staatlichen Kreditaufnahme einher. Ver-
antwortlich für den hohen Schuldenstand 
der öffentlichen Haushalte sind sie indes 
nicht. Dieser geht auf die verfehlte Steuer-
senkungspolitik der Vorkrisenjahre und 
krisenbedingt zurückgehende Einnahmen 
bzw. steigende Ausgaben zurück.  

An den zentralen Ursachen, die zur Ent-
stehung der Bankenkrise geführt haben, 
setzten diese Programme indes nicht an.  

Die Ursachen liegen in der langfristig 
angelegten Umverteilung der arbeitsteilig 
geschaffenen Wertschöpfung von unten 
nach oben, von den Arbeits- und Sozialein-
kommen zu den Kapitaleinkommen. 

Dadurch wurde eine ständig wachsende 

Ansammlung von immer größeren Finanz-
vermögen geschaffen. Zugleich ermöglich-
ten Liberalisierung und Deregulierung der 
internationalen Finanzmärkte das Entstehen 
von komplexen und undurchschaubaren 
Finanzprodukten. Mit ihnen ließen sich 
beachtliche Renditen auf den Finanzmärk-
ten erwirtschaften; sie entkoppelten sich 
zunehmend von der realwirtschaftlichen 
Entwicklung. In Deutschland hat die starke 
Exportorientierung zu hohen Leistungsbi-
lanzüberschüssen und einer schwachen 
Binnenkonjunktur geführt. Diese Konstella-
tion hat zur Krise beigetragen und die Aus-
wirkungen für Deutschland verschärft.  

An dieser grundsätzlichen Ausrichtung 
der Politik wird weiter festgehalten. Die 
eigentlichen Entstehungsbedingungen der 
internationalen Bankenkrise werden igno-
riert und die Überwälzung der entstandenen 
Kosten auf die Schwächeren forciert. Folg-
lich ist es auch ein großer Trugschluss zu 
glauben, der Neoliberalismus sei mit der 
Bankenkrise und der kurzzeitigen „Rück-
kehr des Staates“ an einen Wendepunkt 
oder gar an seine Grenzen gekommen. Das 
System kehrt nach kurzer Unterbrechung 
durch die Verwerfungen auf dem Finanz-
markt wieder zu seinen alten Grundfesten 

zurück, nachdem das Vor-
krisensystem – mit staatlichen 
Mitteln – gerettet wurde. Aus 
der Bankenkrise wurde von 
Seiten der Politik keineswegs 
der Schluss gezogen, dass es 
sich um ein Symptom 
tiefgreifender Fehlfunktionen 
handelt. Vielmehr wurde mit 
einem homöopathischen Pflaster 
der bevorstehende Kollaps ver-
hindert und daraus der Schluss 
gezogen, dass die Krankheit an 
sich überwunden sei. Die 
Kosten der Kur sollen nun zu 
einem großen Teil die bezahlen, 
die die Krise nicht verursacht 
haben. 
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Bei einer im Durchschnitt geringen Zu-
wachsrate des Bruttoinlandsprodukts domi-
niert eher eine Wellblechkonjunktur, bei 
der immer wieder mit Rückschlägen zu 
rechnen sein wird. Diese konjunkturelle 
Schwäche wird auch den Arbeitsmarkt be-
lasten. Zur Bewertung der Entwicklung auf 
dem Arbeitsmarkt reicht der Blick auf den 
Pfad der registrierten Arbeitslosigkeit nicht 
aus. Denn deren günstige Entwicklung ist 
Folge einer wachsenden Spaltung durch die 
Zunahme des Niedriglohnsektors mit kürze-
ren Arbeitszeiten, nicht die Folge eines 
größeren Beschäftigungsvolumens. Ange-
sichts der Kurzarbeit, der prekären und 
Teilzeitarbeitsverhältnisse sowie wachsen-
der Leiharbeit ist die Rede von einem Job-
wunder unverantwortlich. Es gibt auch be-
schäftigungspolitisch großen Handlungs-
bedarf. 

 
2  Politik führt zu öffentlicher             

Finanzmisere 
Die öffentlichen Haushalte in Deutschland 
sind unterfinanziert. Nicht nur die Höhe der 
Steuern wurde in den vergangenen Jahren 
massiv abgesenkt, auch die Struktur hat 
sich negativ verändert. Unternehmen, Ver-

mögende und die Bezieherinnen und Bezie-
her hoher Einkommen wurden überpropor-
tional entlastet. Dagegen treffen die Kür-
zungen im Haushalt vor allem Hartz IV-
Empfängerinnen und -Empfänger, Arbeits-
lose und Beschäftigte im öffentlichen 
Dienst. Die soziale Schieflage der Steuer-
politik der vergangenen Jahre wird durch 
die Kürzungspolitik nicht korrigiert, son-
dern verschärft. Mit dem „Wachstumsbe-
schleunigungsgesetz“ sind zum 1. Januar 
2010 weitere Steuersenkungen, wie zum 
Beispiel die Senkung des Mehrwertsteuer-
satzes für Hotelübernachtungen, in Kraft 
getreten. Allein dieses Gesetzespaket wird 
im Zeitraum von 2011 bis 2014 zu Steuer-
ausfällen von knapp 40 Milliarden Euro 
führen. Schon eine zusätzliche Rücknahme 
der Steuerrechtsänderungen aus dem Kon-
junkturpaket II würde damit zu einem zu-
sätzlichen Einnahmevolumen im Umfang 
der von der Bundesregierung beschlossenen 
Kürzungen führen.  

Allerdings sind in dem Sparpaket der 
Bundesregierung auch sinnvolle Steuer-
mehreinnahmen enthalten. Unter dem Po-
sten „Beteiligung des Bankensektor an den 
Kosten der Finanzmarktkrise“ sind ab 2012 

Einnahmen von zwei Mil-
liarden Euro jährlich vorge-
sehen. Ganz abgesehen davon, 
dass die konkrete Realisierung 
dieser Einnahmen noch völlig 
offen ist, ist das Volumen als 
Beitrag des Finanzsektors 
jedoch geradezu lächerlich 
gering. Denn der Kollaps auf 
den Finanzmärkten als Mitaus-
löser und Verstärker der Krise 
ist, neben den Steuer-
senkungen, für den massiven 
Anstieg der Staatsschulden 
verantwortlich. Von 2008 bis 
2010 steigt die Staatsver-
schuldung (Bund, Länder, 
Kommunen, Sozialversicher-
ungen) von 66 auf 78,8 Prozent 
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des BIP. Das entspricht einem Anstieg von 
fast 300 Milliarden Euro. Rechnet man rein 
statistische Effekte heraus, so ergibt sich 
immer noch ein Anstieg von 250 Milliarden 
Euro. Darin ist der direkte Beitrag zur Sta-
bilisierung der Banken im Umfang von 30 
Milliarden Euro (neben 150 Milliarden Eu-
ro an Bürgschaften), der von der SoFFin 
geleistet wurde, ebenso eingeflossen wie 
die Zahlungen einzelner Bundesländer für 
ihre Landesbanken. 

Kritisch sind auch die geplanten Steuer-
mehreinnahmen durch die Brennelementes-
teuer zu bewerten. Sollten sie zu einer Art 
„Ablasssteuer“ für den Weiterbetrieb von 
Atomkraftwerken in Deutschland werden, 
würden diese Steuermehreinahmen mit er-
höhten Risiken und einer Verlagerung der 
Entsorgungsproblematik auf die nächste 
Generation erkauft. 

Der Anteil der Staatsausgaben (inklusive 
der Sozialversicherungen) an der gesamten 
Wirtschaftsleistung sank von 47,1 Prozent 
2004 auf 43,7 Prozent im Jahr 2008. Des-
wegen mussten notwendige Ausgaben im-
mer mehr über Schulden finanziert werden. 
Insofern ist eine Wende in der Steuerpolitik 
überfällig. Umso skandalöser ist es, dass 

nun die Vorgaben der 
unsinnigen „Schuldenbremse“ 
in alter Manier praktisch aus-
schließlich über Einsparungen 
erfüllt werden sollen: Keine 
Wiedereinführung der Vermö-
gensteuer, keine Anhebung des 
Spitzensteuersatzes bei der Ein-
kommenssteuer, keine Reform 
der Erbschaftssteuer, keine 
Erhöhung des Körperschaft-
steuersatzes und vor allem 
keine Finanztransaktionsteuer. 

Die Bundesregierung bezif-
fert den durch die Schulden-
bremse notwendigen Konsoli-
dierungsbedarf für den Zeit-
raum von 2011 bis 2014 auf 
86,3 Milliarden Euro. Ohne die 

Steuersenkungen der letzten Jahre, wären 
fast 60 Prozent des gesamten Konsolidie-
rungsbedarfes bis 2014 in einem einzigen 
Jahr erwirtschaftet worden (IMK). Dabei 
hätten diese Steuermehreinnahmen nicht zu 
einer astronomisch hohen Steuerbelastung 
geführt. Die Steuerquote (Anteil der Steu-
ereinnahmen am BIP) hätte etwa auf dem 
gleichen Niveau wie im Jahr 2000 gelegen.  

Tatsächlich hat sich in den vergangenen 
Monaten das Steueraufkommen günstiger 
entwickelt, als es in der Finanzplanung er-
wartet worden war. Danach sollte die Neu-
verschuldung des Bundes 2010 80,6 Milli-
arden Euro betragen. Jetzt wird eine um 15 
bis 20 Milliarden geringere Neuverschul-
dung erwartet. An den Kürzungen wird 
trotzdem festgehalten, und die Debatte über 
weitere Steuersenkungen ist wieder losge-
treten worden. Damit wird der Spardruck 
weiter künstlich erhöht, an der Spirale aus 
Steuersenkungen und Ausgabenkürzungen 
wird weiter gedreht. Für einen Staat, der 
massiv in die Zukunft investiert und die 
sozialen Netze im Bedarfsfall ausbaut, wäre 
allerdings unter den Bedingungen der 
Schuldenbremse eine grundsätzlich andere 
Steuerpolitik notwendig. 
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3  Schuldenbremse als 
gesamtwirtschaftliche Bremse 

Grundsätzlich ist die Staatsverschuldung 
ein Instrument einer wachstumsstärkenden 
und zukunftsorientierten Finanzpolitik. Die 
sinnvolle Nutzung der Staatsverschuldung 
zu einer ausreichenden Stärkung der kon-
junkturellen Entwicklung sowie zur Finan-
zierung öffentlicher Infrastrukturprojekte 
vor allem im Bereich der Bildung und der 
Umwelt wird derzeit durch die in der Ver-
fassung festgeschriebene Schuldenbremse 
verhindert. 

Damit wurden selbst die Kriterien des 
Stabilitätspakets zur Euro-Währungsunion 
(maximal drei Prozent der Neuverschul-
dung am BIP, 60 Prozent der gesamten 
Staatsverschuldung am BIP) drastisch ver-
schärft. Diese Staatsschuldenbremse zwingt 
sowohl bei der Finanzierung von öffentli-
chen Zukunftsaufgaben als auch konjunktu-
rell zu einer schädlichen Finanzpolitik. Der 
Bund ist verpflichtet, ab 2016 seine Neu-
verschuldung auf 0,35 Prozent des Brutto-
inlandsprodukts zurückzuführen. Gegen-
über der in diesem Jahr erwarteten Netto-
kreditaufnahme von über 60 Milliarden 
Euro müsste diese auf unter zehn Milliar-
den Euro reduziert werden. Soll das Ziel ab 
2016 erreicht werden, müssen bei unverän-
dertem Steuerrecht staatliche Ausgaben 
massiv gekürzt werden. Darüber hinaus 
werden die Bundesländer verfassungsrecht-
lich gezwungen, bis 2020 ihre strukturellen 
Defizite auf Null zurückzufahren. Um die 
Anpassung an die Nullverschuldung zu 
erleichtern, erhalten zwischen 2011 und 
2019 fünf Bundesländer Sanierungshilfen 
von jährlich 800 Millionen Euro. 

Durch das Verbot struktureller Defizite 
für die Länder und die deutliche Einschrän-
kung beim Bund ist praktisch der ehemalige 
Artikel 115 GG abgeschafft worden. Öf-
fentliche Investitionen dürfen nicht mehr 
entsprechend der „goldenen Regel“ kredit-
finanziert werden. Damit ist die Beteiligung 
künftiger Generationen an den heute für 

diese getätigten Zukunftsausgaben – wie in 
die Bildung sowie in die Verbesserung der 
Umwelt – abgeschafft. Die konjunkturelle 
Komponente der Nutzung der öffentlichen 
Kreditaufnahme im Bereich einer antizykli-
schen Finanzpolitik wird zwar anerkannt, 
jedoch deutlich eingeschränkt. Bei Abwei-
chungen der Konjunktur von einer Normal-
lage werden im Abschwung konjunkturbe-
dingte Defizite zugelassen. Im Aufschwung 
müssen jedoch die konjunkturbedingten 
Überschüsse sofort zur Tilgung genutzt 
werden. Das naive Bild symmetrischer 
Schwankungen der Konjunktur um eine 
Normallinie prägt diese Verfassungsregel.  

Dieser Rahmen einer minimalen antizy-
klischen Steuerung ist viel zu mechanistisch 
auf einen Normalverlauf zyklischer 
Schwankungen reduziert. Bislang gibt es 
über die Ausgestaltung dieser symmetri-
schen Berücksichtigung der Auswirkung 
von Auf- und Abschwüngen gegenüber der 
Normallage der Konjunktur auf die öffent-
lichen Haushalte zwischen dem Bund und 
den Ländern keine Übereinkunft. Eine Re-
gelung ist nicht in Sicht. Nur bei Naturkata-
strophen und außergewöhnlichen Notsitua-
tionen ist eine zusätzliche Neuverschuldung 
zulässig. Über die Einhaltung der Regeln 
wacht künftig ein „Stabilitätsrat“.  

Wenn auch die Schuldenbremse Verfas-
sungsrang hat, eine Korrektur ist dringend 
notwendig. Diese Notwendigkeit wird letzt-
lich durch die verschärften konjunkturellen 
Krisen sowie die Unterversorgung mit öf-
fentlichen Gütern vor allem für künftige 
Generationen deutlich. Die Staatsverschul-
dung muss gesamtwirtschaftlich und beim 
allokativen Einsatz für die Produktion öf-
fentlicher Güter sowie bezüglich ihrer in-
tergenerativen Auswirkung optimal einge-
setzt werden. Die Zinsbelastung wird durch 
eine konjunkturgerechte und zukunftsfähige 
Finanzpolitik beherrschbar. 

Auch in Zukunft muss daher eine kon-
junkturell unvermeidbare Hinnahme von 
Staatsverschuldung möglich sein. Darüber 
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hinaus ist auch ein mittelfristig ausgerichte-
tes Zukunftsinvestitionsprogramm (ZIP) 
notwendig. Die Stärkung der wirtschaftli-
chen Entwicklung muss mit der Realisie-
rung öffentlicher Infrastrukturinvestitionen 
vor allem in die Bildung und im Umweltbe-
reich verknüpft werden. Diese Zukunftsvor-
sorge führt nicht zu einer Belastung künfti-
ger Generationen, sondern ist im Gegenteil 
zu ihrem Nutzen. Der Einsatz auch der 
Staatsverschuldung zur Finanzierung dieses 
Zukunftsinvestitionsprogramms ist gesamt-
wirtschaftlich geboten. 

 
4  Eurozone im Strudel der Krise  
Die Krise der öffentlichen Haushalte ist 
keineswegs auf Deutschland begrenzt. 
Trotz Niedrigzinspolitik der Zentralbanken 
sind etliche zur Eurozone gehörende Staa-
ten in eine Liquiditätskrise geraten. Derar-
tige Entwicklungen hatte der Vertrag von 
Maastricht nicht vorausgesehen. Aktuell 
wird klar: Eine Währungsunion ohne eine 
entsprechende Koordination der Wirt-
schaftspolitik funktioniert nicht. Der Euro 
ist unter Druck geraten. Deutschland als 
Exportnation profitiert allerdings von der 
Abwertung der Gemeinschaftswährung.  

Prinzipiell stehen Europa mindestens 
drei Antworten auf die aktuelle „Eurokrise“ 
zur Verfügung: 
• Erstens werden die betroffenen Volks-

wirtschaften aus der Währungsunion ent-
lassen bzw. sie verlassen sie. Dann wer-
den die neuen nationalen Währungen 
stark abgewertet. Die Schulden der be-
troffenen Länder sind aber in Euro oder 
US-Dollar notiert. Die Belastung der 
Staatshaushalte wäre erheblich. Eine 
Entschuldung wie in den Fällen anderer 
Finanzkrisen wäre wahrscheinlich not-
wendig.  

• Der zweite Ansatz, den man als erzwun-
gene und unfreiwillige Solidarität be-
zeichnen könnte, verfährt so kopflos wie 
bisher. Wenn alle Stricke reißen, werden 
ad-hoc-Maßnahmen ergriffen; diese be-

stehen wie in der Bankenkrise aus staat-
lichen Interventionen. Die Krisenursa-
chen werden weder benannt noch 
angegangen. Strukturelle Veränderungen 
werden gemieden. Die mit den staatli-
chen Interventionen verbundenen Kosten 
werden von den nationalen öffentlichen 
Haushalten übernommen, die diese Zu-
satzkosten wiederum als ein Argument 
für weitere Ausgabenkürzungen nutzen. 
Die „Märkte“, also die Vermögensbesit-
zer und ihre Agenten, bleiben weitge-
hend unbehelligt. Sie treiben die Politik 
vor sich her. Hierbei ist zunächst keine 
Entschuldung notwendig.  

• Die dritte Lösung wäre der Ausbau der 
EWU zu einer wirtschafts- und finanzpo-
litischen Union, die auf eine schrittweise 
Angleichung der Produktivität und der 
Lohnentwicklung abzielen würde, deren 
Ziel also nicht eine Beschleunigung der 
Austeritätspolitik wäre. Zugleich müsste 
der horizontale Finanzausgleich, der ja 
im Ansatz in Form der Strukturfonds be-
reits existiert, verstärkt werden. Es müss-
ten also Schritte in Richtung kooperati-
ver Föderalismus getan werden. Das EU-
Budget müsste massiv erhöht werden, 
eine alte Forderung der Arbeitsgruppe 
Alternative Wirtschaftspolitik.  

Institutionell werden derzeit verschiedene 
Modelle diskutiert, um der Vereinheitli-
chung der Wirtschaftspolitik näher zu 
kommen. Während Frankreich eine Wirt-
schaftsregierung verlangte, die zunächst nur 
aus den Wirtschafts- und Finanzministern 
der 16 Euroländer besteht, wehrte sich 
Deutschland weiter und will diese Funktion 
nun mit Hängen und Würgen dem Europäi-
schen Rat übertragen, für den diese Aufga-
be nur eine unter vielen wäre. Absurd ist 
die deutsche Vorstellung, man könne den 
Defizitländern das Stimmrecht entziehen, 
und dies, ohne den Vertrag von Lissabon 
ändern zu wollen.  

Klar ist, dass die betroffenen Länder 
nicht aus eigener Kraft aus der Krise he-
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rauskommen. Die vom Internationalen 
Währungsfonds moderierten Krisenbewäl-
tigungsstrategien setzen in alter neoliberaler 
Manier auf den Dreiklang Liberalisierung, 
Flexibilisierung und Privatisierung. Sie 
verzichten weitgehend auf die stärkere Be-
steuerung der Vermögensbesitzer, der Fi-
nanzmarkttransaktionen usw. Zwar wird 
seitens der EU und des IWF den Ländern 
wie jetzt z.B. Spanien empfohlen, die Kon-
junktur nicht „kaputt zu sparen“, die Pro-
gramme müssten auch expansiv wirkende 
Bausteine enthalten. Diese „expansiven“ 
Programmbestandteile sind allerdings alles 
angebotsorientierte Maßnahmen, wie z.B. 
die Deregulierung des Arbeitmarktes in 
Spanien, die Erhöhung des Renteneintritts-
alters in Griechenland und Deutschland, die 
Senkung der Transfereinkommen usw. 
Folglich erschüttern die Programme, die in 
Griechenland, Spanien, Portugal und Irland 
umgesetzt werden sollen, die Idee vom So-
zialstaat in seinen Grundfesten. 

 
5  Alternatives Steuerkonzept statt        

ungerechtes und wirtschaftlich 
schädliches Streichkonzert  

Bund, Länder und Gemeinden haben seit 
langem ein unübersehbares Problem: Die 
Einnahmen reichen nicht aus, um notwen-
dige Ausgaben zu finanzieren. Der Staat hat 
bereits in der Vergangenheit mit massiven 
Kürzungen reagiert. Weiteres, massives 
Ungemach droht: Mit dieser Streichliste hat 
die Regierung nämlich noch nicht die län-
gerfristigen Vorgaben der Schuldenbremse 
erreicht. Je nach wirtschaftlicher Entwick-
lung fehlen bis zu 30 Milliarden Euro, die 
2015 und 2016 noch aufgebracht werden 
müssen. Aus der bisherigen massiven sozia-
len Schieflage droht in Zukunft ein sozialer 
Kahlschlag zu werden.  

Seit langem weist die Arbeitsgruppe Al-
ternative Wirtschaftspolitik darauf hin, dass 
der Staat zur Finanzierung notwendiger 
Ausgaben in Bildung, Arbeit und Umwelt 
und zur Sicherung eines leistungsfähigen 

Sozialstaats Mehreinnahmen benötigt. Dazu 
wurde bereits in der Vergangenheit immer 
wieder eine umfassende Reform des Steuer-
systems gefordert. Die einzelnen Maßnah-
men stellen eine sozial ausgewogene und 
das Wachstum nicht bremsende Alternative 
zu der Streichliste der Bundesregierung dar. 
Eckpunkte dieses Steuerkonzepts, dessen 
Umsetzung zu Mehreinnahmen von insge-
samt rund 80 Milliarden Euro führen wür-
de, sind: 
• Bei der Einkommensteuer muss der 

Spitzensteuersatz von 42 Prozent auf 48 
Prozent (plus Solidaritätszuschlag) ab 
einem zu versteuernden Einkommen von 
60.000 Euro jährlich angehoben werden. 
Vom Eingangssteuersatz mit 14 Prozent 
steigt dabei der Grenzsteuersatz linear-
progressiv bis zum Spitzensteuersatz an.  

• Alle Einkunftsarten (auch Kapitalein-
kommen und Dividenden) unterliegen 
einheitlich dem individuellen Einkom-
mensteuertarif. Die Abgeltungsteuer von 
25 Prozent wird wieder abgeschafft.  

• Der Körperschaftsteuersatz ist von der-
zeit 15 Prozent auf 30 Prozent (plus So-
lidaritätszuschlag) zu erhöhen.  

• Anstelle der Gewerbesteuer soll eine 
kommunale Gemeindewirtschaftsteuer 
eingeführt werden. Diese ist als eine ei-
genständige Steuer der Kommunen zu 
erheben, mit dem Recht, den Hebesatz 
autonom festzulegen. Der Gemeinde-
wirtschaftsteuer unterliegen im Gegen-
satz zur heutigen Gesetzgebung nicht nur 
alle Personengesellschaften, sondern 
auch alle selbstständigen Einzelunter-
nehmerinnen und Einzelunternehmer 
sowie Freiberuflerinnen und Freiberuf-
ler. Als Ertragsbasis werden neben dem 
Gewinn auch die Wertschöpfungsarten 
Zinsen, Miete/Pacht und Leasingraten 
sowie Lizenzgebühren in Ansatz ge-
bracht. Durch Freibeträge in Höhe von 
30.000 Euro wird sichergestellt, dass ge-
ring verdienende Freiberuflerinnen und 
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Freiberufler sowie Selbstständige nicht 
von der Steuer belastet werden.  

• Die seit 1997 ruhende Vermögensteuer 
auf das Nettovermögen der privaten 
Haushalte ab einem Vermögenswert von 
500.000 Euro ist umgehend wieder zu 
erheben. Auch der Unternehmenssektor 
ist in die Vermögensbesteuerung mit 
einzubeziehen.  

• Die Erbschaft- und Schenkungsteuer 
muss grundlegend novelliert werden. 
2007 lag das Aufkommen aus diesen 
Steuern lediglich bei rund 4,5 Milliarden 
Euro. Große Erbschaften müssen daher 
wesentlich höher besteuert werden. Die 
durch die Bundesregierung betriebene 
steuerliche Sonderbehandlung der Ver-
erbung bzw. Schenkung eines Unter-
nehmens bei Betriebsfortführung ist 
wieder abzuschaffen.  

• Um exzessive Spekulationen an den in-
ternationalen Finanzmärkten zu verhin-
dern, muss es zu einer Entschleunigung, 
d. h. zu einer Verringerung des Umfangs 
und der Geschwindigkeit der Transak-
tionen auf den Kapitalmärkten kommen. 
Dazu erneuert die Arbeitsgruppe Alter-
native Wirtschaftspolitik ihre Forderung 
nach einer Finanztransaktionssteuer. 
Selbst bei einem nur geringen Steuersatz 
von 0,1 Prozent hätte sich auf Basis der 
Transaktionsdaten von 2007 für 
Deutschland ein Aufkommen von insge-
samt bis zu 27 Milliarden Euro ergeben. 
Bei diesem geschätzten Aufkommen ist 
bereits ein deutlicher Rückgang des 
Transaktionsvolumens berücksichtigt. 
Darüber hinaus ist die Beteiligung der 
Banken und Versicherungen an den Ko-
sten der Finanzmarktkrise unabdingbar. 
Aufgrund der engen Verflechtung der 
Finanzintermediäre ist eine allgemeine 
Abgabe von etwa 0,1 Prozent der Bi-
lanzsumme sinnvoll, wie sie in den USA 
diskutiert wird.  

• Bei der Mehrwertsteuer schlagen wir 
eine rigorose Überprüfung der derzeit 

dem ermäßigten Steuersatz von sieben 
Prozent unterzogenen Umsätze vor. Hier 
gibt es viele nicht zu rechtfertigende Pri-
vilegierungen. Wichtige Güter und 
Dienstleistungen zur Existenzsicherung 
sollen alle dem ermäßigten Steuersatz 
unterliegen bzw. überhaupt nicht besteu-
ert werden.  

• Steuerhinterziehung darf nicht weiter als 
ein „Kavaliersdelikt“ gesehen werden, 
dem man sich durch eine „Selbstanzei-
ge“ entziehen kann. Außerdem sind um-
gehend Kontrollmitteilungen der Banken 
– auch grenzüberschreitend – einzufüh-
ren, und nicht zuletzt ist das Personal in 
den Finanzämtern wesentlich aufzustoc-
ken. Allein in der Betriebsprüfung fehlen 
in Deutschland über 3.000 Steuerbeamte. 
Darüber hinaus soll die Steuerverwal-
tung von Bund und Ländern zusammen-
geführt werden. 

• Das Ehegattensplitting wird – abgesehen 
von einer Übergangsregelung – abge-
schafft. Als Ausgleich erhält jeder nicht 
erwerbstätige Ehegatte einen Freibetrag 
von 8.000 EUR.  

Neben diesen steuerlichen Maßnahmen 
erneuert die Arbeitsgruppe Alternative 
Wirtschaftspolitik ihre Forderung nach der 
Einführung eines gesetzlichen Mindest-
lohns in Höhe von zehn Euro. Dieser würde 
den Staat gleich doppelt entlasten: Zum 
einen würde sich die Zahl der Beschäftig-
ten, die aufgrund von Dumpinglöhnen An-
spruch auf aufstockende Sozialhilfe haben, 
drastisch reduzieren. 2009 gab es rund 1,3 
Millionen sogenannter „Aufstocker“. Zum 
anderen würde auf diese Weise zusätzliche 
Kaufkraft geschaffen, was zu mehr Wach-
stum und höheren Steuereinnahmen und 
Sozialversicherungsbeiträgen führen würde.  

Daneben wird es ohne kollektive Ar-
beitszeitverkürzungen und einen öffentli-
chen Beschäftigungssektor in Deutschland 
keine Vollbeschäftigung mehr geben.  
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6  Alternative Wirtschaftspolitik –      
in Deutschland und in Europa 

Die angeführte Kritik an der Streichliste der 
Bundesregierung zeigt, dass das Vorgehen 
der Bundesregierung alles andere als alter-
nativlos ist. Jetzt massiv auf die Ausgaben-
bremse zu treten ist Gift für Wachstum und 
Beschäftigung. Deutschland ist das wirt-
schaftlich stärkste Land in Europa, steht 
zudem mit Blick auf die Verschuldung ver-
gleichsweise gut da und weist riesige – so-
gar wieder steigende – Leistungsbilanz-
überschüsse auf. Wenn Deutschland nun 
auch zum Sparland wird droht Europa eine 
dauerhafte Rezession.  

Notwendig ist daher eine mutige Politik, 
die positive Impulse für den Binnenmarkt 
setzt und durch eine Steuerpolitik die Ver-
mögenden, reiche Erben, Bezieherinnen 
und Beziehern hoher Einkommen und Un-
ternehmen (insbesondere den Finanzsektor) 
wieder stärker zur Finanzierung öffentlicher 
Ausgaben heranzieht. So würde eine expan-
sive Wirtschaftspolitik möglich, die zu ei-
ner höheren Binnennachfrage führt. Auf 
diese Weise würden auch die Importe stei-
gen. Damit würde es Ländern wie Grie-
chenland überhaupt erst ermöglicht, mehr 
zu exportieren und so ihre Schulden abzu-
bauen.  

Ohne eine Beendigung nationaler Um-
verteilungen zu Lasten der Arbeits- und 
Sozialeinkommen, aber auch internationaler 
Umverteilungen zu Lasten der schwäche-
ren, nicht so produktiven Volkswirtschaf-
ten, die hier zu negativen Leistungsbilanzen 
führen, wird es kein Ende der längst noch 
nicht überstandenen weltweiten Finanz-
markt- und Wirtschaftskrise geben.  

Die Umsetzung eines solchen alternati-
ven Entwicklungspfades bedarf auch der 
umfassenden Demokratisierung der Gesell-
schaft und der Wirtschaft, wie sie die Ar-
beitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik 
bereits 2007 beschrieben hat.  
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